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· Entschließung des EWSA: Wählen gehen für eine geeinte, demokratische, wettbewerbsfähige, nachhaltige und soziale Europäische Union 

	Berichterstatter
	Christa SCHWENG (Gruppe Arbeitgeber – AT)
Cinzia DEL RIO (Gruppe Arbeitnehmer – IT)
Ioannis VARDAKASTANIS (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – EL)

	

	Referenzdokument 
	EESC-2024-00483-00-00-RES

	
	


Kernaussagen

Der EWSA

· fordert die Bürgerinnen und Bürger der EU auf, von ihrem demokratischen Wahlrecht Gebrauch zu machen; betont, dass die Bürgerinnen und Bürger der EU bei den Europawahlen im Juni die Möglichkeit haben, die Mitglieder des Europäischen Parlaments zu wählen und sich für eine stärkere europäische Integration auszusprechen;
· betont, dass wir dank der Union die Freiheit haben, in jedem der EU-Länder zu arbeiten, zu studieren und Geschäfte zu tätigen;
· unterstreicht, dass kein EU-Land Herausforderungen wie die steigenden Lebenshaltungskosten und die Inflation, die Kriege vor unserer Haustür, Migration, Klimanotstand und den schrumpfenden zivilgesellschaftlichen Raum allein bewältigen kann. Nationalismus, Populismus und nationale Alleingänge sind nicht die Antwort;
· betont, dass wir nur durch eine geeinte, demokratische, wettbewerbsfähige, nachhaltige und soziale Europäische Union in diesen Bereichen echte Fortschritte erzielen und die Ungleichheiten und Unterschiede innerhalb und zwischen den Ländern abbauen können; 
· betont, dass die gemeinsamen Werte der EU (Demokratie, Schutz der Menschenrechte, Meinungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit, Toleranz, Gerechtigkeit, Nichtdiskriminierung, Gleichheit, Solidarität und demokratische Teilhabe) kontinuierlich gestärkt, verteidigt und geschützt und Armut und soziale Ausgrenzung um jeden Preis verhindert werden müssen;
· betont, dass die EU als einflussreicher globaler Akteur Konflikte verhindern und lösen, in Multilateralismus investieren und dauerhaften Frieden schaffen muss;
· betont, dass nur eine starke Europäische Union in der Lage sein wird, ihr Wirtschafts- und Sozialmodell aufrechtzuerhalten, indem sie die Wirtschafts- und Ernährungssicherheit, die globale Wettbewerbsfähigkeit und den digitalen und ökologischen Wandel gewährleistet.

	
Kontakt
	
Sophie Zimmer
	
Gemma Amran

	Tel.
	+32 25469584
	+32 25469415

	E-Mail
	Sophie.Zimmer@eesc.europa.eu 
	Gemma.Amran@eesc.europa.eu
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· Förderung eines langfristigen inklusiven Wachstums durch Reformen und Investitionen

	Berichterstatter
Berichterstatter
Berichterstatter
	Javier DOZ ORRIT (Gruppe Arbeitnehmer – ES)
Luca JAHIER (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – IT)
Wautier ROBYNS DE SCHNEIDAUER (Gruppe Arbeitgeber – BE)

	

	Referenzdokument
	Sondierungsstellungnahme auf Ersuchen des belgischen EU-Ratsvorsitzes

	
	EESC-2023-04451-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA

· begrüßt die Initiative des belgischen Ratsvorsitzes zu Sozialinvestitionen und zur Stärkung der sozialen Dimension des Europäischen Semesters insbesondere durch die europäische Säule sozialer Rechte und geht davon aus, dass die Reform des Semesters die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten verbessern, die Transparenz erhöhen und die ordnungsgemäße Überwachung der Umsetzung der nationalen Haushalts - und Strukturpläne gewährleisten wird;
· fordert, dass die vorhandenen Finanzmittel effizient und wirksam eingesetzt werden, auch durch die öffentlich-private Zusammenarbeit und durch die Mobilisierung von Finanzierungsinstrumenten, wobei es die größtmögliche Flexibilität und strenge Bewertungssysteme sicherzustellen gilt;
· hält es für dringend geboten, die Durchführbarkeit einer Fiskalkapazität der EU zu erörtern, die bis 2026 erforderlich ist, um den Investitionsbedarf für die gemeinsamen Prioritäten zu decken (insbesondere in Bezug auf soziale Investitionen, die Förderung konjunktureller Stabilisierung, die Versorgung mit europäischen öffentlichen Gütern und die Sicherstellung eines mittel- und langfristigen nachhaltigen Wachstums), und zwar durch gemeinsame Leitlinien auf EU - Ebene und durch finanzielle Unterstützung der EU;
· teilt die Auffassung, dass gut konzipierte Sozialinvestitionen positive Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum, Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit haben können, die für die Erhaltung guter Arbeitsplätze in Europa von entscheidender Bedeutung sind. Gleichzeitig müssen nationale Regierungen ihre Sozialschutzsysteme überprüfen und sicherstellen, dass die in deren Rahmen verfügbaren Ressourcen in erster Linie auf soziale Unterstützung in Bereichen mit dem dringendsten Bedarf ausgerichtet werden;
· empfiehlt, dass – unter Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips – die notwendigen Investitionen in die soziale Infrastruktur in allen Mitgliedstaaten kohärent sein und von der EU finanziell unterstützt werden sollten;
· fordert Reformen und Investitionen in wichtigen sozialen Bereichen (insbesondere in jenen, die das Humankapital fördern), denn sozialpolitische Maßnahmen und soziale Investitionen (auch durch innovativere Instrumente und durch die Förderung geeigneter Reformen unter Einbeziehung aller betroffenen Akteure) können zu einem produktiven Faktor werden, der erhebliche wirtschaftliche Erträge in Form von Wachstumspotenzialen und geringeren künftigen Kosten bietet;
· bekräftigt seine Forderung nach einer angemessenen Einbeziehung der Sozialpartner und der Organisationen der Zivilgesellschaft in alle Phasen dieses Prozesses durch strukturierte förmliche Konsultationsverfahren.

	Kontakt
	Colombe Grégoire
	Krisztina Perlaky-Tóth

	Tel.
	+32 2 546 92 86
	+32 2 546 97 40

	E-Mail
	Colombe.Gregoire@eesc.europa.eu 
	Krisztina.PerlakyToth@eesc.europa.eu


· MFR: Änderungen der Mittelausstattungen für bestimmte Programme und Fonds

	
	


	Referenzdokumente
	Stellungnahme der Kategorie C
COM(2024) 100 final 

	
	EESC-2024-01013-00-00-AC




Kernaussagen

Da sich der Ausschuss bereits in seiner Stellungnahme „Halbzeitrevision des Mehrjährigen Finanzrahmens 2021-2027“[footnoteRef:1], verabschiedet am 20. September 2023, zum Inhalt dieses Vorschlags geäußert hat, beschloss er, von der Erarbeitung einer neuen Stellungnahme abzusehen und auf den Standpunkt zu verweisen, den er in der vorgenannten Stellungnahme vertreten hat. [1: 	ABl. C, C/2023/867, 8.12.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2023/867/oj. ] 


	Kontakt
	Georgios Meleas 

	Tel.
	+32 25469795

	E-Mail
	Georgios.Meleas@eesc.europa.eu
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· EuroHPC-Initiative

	
	

	

	Referenzdokumente
	Stellungnahme der Kategorie C
COM(2024) 29 final 

	
	EESC-2024-00926-00-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA beschloss, eine befürwortende Stellungnahme zu diesem Vorschlag abzugeben.


	Kontakt
	Alice Tétu

	Tel.
	+32 25468286

	E-Mail
	Alice.Tetu@eesc.europa.eu





· Medizinprodukte/Eudamed

	Berichterstatter
	Danko RELIĆ (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – HR)

	

	Referenzdokumente 
	COM(2024) 43 final 

	
	EESC-2024-00746-00-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA

· fordert eine Verlängerung des Übergangszeitraums für bestimmte In-vitro-Diagnostika mit hohem Risiko sowie einen pragmatischen und kohärenten Rahmen, um frühzeitig vor Versorgungsunterbrechungen zu warnen und die Zusammenarbeit zwischen Herstellern, unabhängigen Konformitätsbewertungsstellen („Benannte Stellen“) und Regulierungsbehörden zu fördern, da so EU-weit ein hohes Maß an Transparenz und Vorsorge sichergestellt wird;
· ist der Ansicht, dass Engpässe auch von Angehörigen der Gesundheitsberufe gemeldet werden sollten, und ruft dazu auf, ein System einzurichten, bei dem Engpässe sowohl von Herstellern als auch von Angehörigen der Gesundheitsberufe gemeldet werden, was zeitnähere und genauere Meldungen ermöglichen würde;
· hält umfassende Schulungsprogramme für alle Akteure des Medizinproduktesektors, darunter auch Ausbildungsprogramme für Ausbilder, für erforderlich, damit Fachwissen und Kenntnisse über den neuen Regulierungsrahmen flächendeckend vorhanden sind;
· unterstreicht die Bedeutung der KMU für den Medizinproduktesektor, da sie dynamisch reagieren und sich rasch anpassen können; fordert daher Unterstützungsmechanismen wie Subventionen und vereinfachte Optionen für die Einhaltung der Vorschriften, um ihre Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern;
· regt an, eine EU-weite Plattform einzurichten, um den Dialog zwischen den Interessenträgern, einschließlich KMU, Angehörigen der Gesundheitsberufe, Herstellern und Regulierungsbehörden, zu erleichtern. Auf diese Weise können Herausforderungen angegangen und bewährte Verfahren bei der Innovation und Regulierung von Medizinprodukten ausgetauscht werden.


	Kontakt
	Silvia Staffa

	Tel.
	+32 2 546 83 78

	E-Mail
	Silvia.Staffa@eesc.europa.eu




[bookmark: _Toc163637042]LANDWIRTSCHAFT, LÄNDLICHE ENTWICKLUNG, UMWELT

· Gleichstellung von Saatgut aus Moldau und der Ukraine 

	

	Referenzdokumente
	Stellungnahme der Kategorie C
COM(2024) 52 final 
COM(2024) 53 final
EESC-2024-00852-00-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA

· stimmt dem Inhalt des Vorschlags vorbehaltlos zu und hat keine Bemerkungen dazu vorzubringen.

	Kontakt
	Arturo Iniguez

	Tel.
	+32 25468768

	E-Mail
	Arturo.Iniguez@eesc.europa.eu






· Chemikalien: Ein Stoff, eine Bewertung

	Berichterstatter
	John COMER (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – IE)

	

	Referenzdokumente
	COM(2023) 779 final
COM(2023) 783 final 
COM(2023) 781 final 

	
	EESC-2023-05710-00-00-AC-TRA



Kernaussagen


Der EWSA

· begrüßt das Paket „Ein Stoff, eine Bewertung“;
· begrüßt die Einrichtung einer Plattform als zentrale Anlaufstelle, mit der Daten über Chemikalien aus verschiedenen Quellen zusammengeführt werden und die unter der Aufsicht der Europäischen Chemikalienagentur (ECHA) stehen wird;
· ist besorgt, dass die Rolle der ECHA beim Konzept „Ein Stoff, eine Bewertung“ nicht umfassend bewertet werden kann, da die neue Verordnung über die Umstrukturierung der ECHA nicht veröffentlicht wurde. Diese Rolle ist aber für die erfolgreiche Umsetzung des Konzepts maßgeblich;
· äußert Zweifel daran, ob Unternehmer zur Zusammenarbeit bei der Durchführung wissenschaftlicher Studien verpflichtet sein werden oder gegen einen Auftrag der ECHA Widerspruch einlegen können, wenn die bestehenden Bestimmungen oder Verfahren im Rahmen der Rechtsvorschriften der Union nicht geeignet sind, um die erforderlichen Ergebnisse hervorzubringen;
· ist der Ansicht, dass die für die gemeinsame Datenplattform geltenden Vertraulichkeitsbestimmungen klar festgelegt werden müssen, damit die Wirtschaftsteilnehmer uneingeschränktes Vertrauen in das System haben. In diesem Zusammenhang ist zu begrüßen, dass der Zugang zu vertraulichen Informationen überprüft werden kann. Darüber hinaus muss mehr Klarheit in Bezug auf den Austausch und die Weiterverwendung von Daten über Chemikalien geschaffen werden;
· fragt sich, wie im Fall divergierender Einschätzungen bei in Auftrag gegebenen Studien vorzugehen ist, und fordert die Anwendung des Vorsorgeprinzips zum Schutz der öffentlichen Gesundheit und der Umwelt;
· ist der Ansicht, dass die Meldung von Studien den Verwaltungsaufwand für Unternehmen erhöhen wird, und fordert, dies sorgfältig zu überwachen;
· hegt Zweifel, ob die ECHA das System so verwalten kann, dass größtmögliche Synergieeffekte und Zusammenarbeit erzielt werden;
· fordert, dass die neuen Vorschläge einen möglichst breiten Zugang zu Dokumenten gewährleisten, die chemische Daten enthalten; hier müssen strenge Vorschriften gelten;
· stellt fest, dass das Paket derzeit nicht ausreichend ist, um die Zuverlässigkeit der Daten zu gewährleisten und wertvolle Erkenntnisse aus unabhängigen Forschungsarbeiten in vollem Umfang zu nutzen, insbesondere im Frühwarn- und Reaktionssystem sowie allgemein bei Umwelt- und Gesundheitsbewertungen.

	Kontakt
	Gaia Bottoni

	Tel.
	+32 25469447

	E-Mail
	Gaia.Bottoni@eesc.europa.eu




· Wälder in der EU – neuer EU-Rahmen für Waldmonitoring und Strategiepläne


	Berichterstatter
	Florian MARIN (Gruppe Arbeitnehmer – RO)

	

	Referenzdokumente
	COM(2023) 728 final
COM(2023) 727 final 

	
	EESC-2023-02733-00-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA

· begrüßt den vorgeschlagenen Waldmonitoringrahmen mit gewissen Vorbehalten. Er sollte als statistisches Instrument und nicht als Kontrollinstrument gesehen werden, denn die Waldbewirtschaftung fällt in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten;
· weist darauf hin, dass einige Interessenträger dem Gedanken einer Verordnung nicht zustimmen und klaren Leitlinien sowie der Fortführung der bestehenden Monitoringsysteme den Vorzug geben;
· begrüßt die langfristige Waldplanung und empfiehlt Folgendes:
· Mitgliedstaaten der EU, die einen Nutzen aus Wäldern ziehen, werden dringend aufgefordert, einen langfristigen Waldplan aufzustellen.
· Soziale und wirtschaftliche Aspekte sollten in die Struktur der Waldpläne unter Berücksichtigung der vielfältigen Werte der Wälder und der sozialen Auswirkungen auf die vom Wald abhängigen Gruppen einbezogen werden.
· Das Partnerschaftsprinzip sollte bei der Entwicklung und Umsetzung der Pläne dahingehend berücksichtigt werden, dass die Zivilgesellschaft nach Maßgabe der Situation im jeweiligen Mitgliedstaat mit einbezogen wird.
· Gestaltung, Umsetzung und Überwachung der langfristigen Waldpläne sollten aus bestehenden und neuen EU-Fonds finanziert werden.
· Der Plan sollte die übrigen Wald- und Holzstrategien ergänzen.
· Es ist für eine klare Abstimmung und Synergien mit den Nachhaltigkeitszielen, zu denen der Plan beitragen sollte, zu sorgen;
· schlägt vor, die Rolle des Ständigen Forstausschusses mit Blick auf künftige Aufgaben im Waldmonitoring zu stärken. Relevante Interessenträger aus der Zivilgesellschaft sollten daran beteiligt werden, um der herausragenden Bedeutung der Wälder für die Gesellschaft Rechnung zu tragen;
· spricht sich für Ausgewogenheit zwischen dem Subsidiaritätsprinzip und der Achtung der nationalen und europäischen Zuständigkeiten, des privaten Eigentumsrechts und dem Eigentum an Daten aus. Walddaten zu wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekten müssen gleich gewichtet werden;
· dringt darauf, die Zivilgesellschaft in die Entwicklung des Waldmonitoringrahmens einzubinden, wobei für eine ausreichende Transparenz gesorgt werden muss.

	Kontakt
	Arturo Iñiguez

	Tel.
	+32 25468768

	E-Mail
	Arturo.Iniguez@eesc.europa.eu




· Verordnung über das Wohlergehen von Hunden und Katzen und ihre Rückverfolgbarkeit


	Berichterstatter
	Maciej Dawid KUNYSZ (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – PL) 

	

	Referenzdokumente
	COM(2023) 769 final 
EESC-2024-00532-00-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA

· begrüßt nachdrücklich die von der EU ergriffenen Maßnahmen zur Förderung des Wohlergehens und der Rückverfolgbarkeit von Hunden und Katzen;
· weist darauf hin, dass die Entwicklung von Identifizierungs- und Registrierungssystemen für die Verbesserung des Wohlergehens von Hunden und Katzen von entscheidender Bedeutung ist, da sie die Rückverfolgung der Herkunft und der Angaben zur Gesundheit der Tiere erleichtert;
· weist darauf hin, dass die diesbezüglichen Bestimmungen erhebliche Auswirkungen auf den Heimtiermarkt haben werden, da sie möglicherweise die Kosten für die Züchter und Händler erhöhen, die sich an die neuen Anforderungen anpassen müssen;
· fordert Mindestvorschriften für Sanktionen bei Verstößen gegen die Bestimmungen der Verordnung;
· empfiehlt, der Unterstützung und Aufklärung von Züchtern und Händlern besondere Aufmerksamkeit zu widmen, um ihnen die Anpassung an die neuen Anforderungen zu erleichtern;
· weist darauf hin, dass die internationale Zusammenarbeit beim Austausch von Informationen, besonders bewährten Verfahren und gemeinsamen Aktionen zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Tieren, verstärkt werden muss;
· betont, dass angemessene Ressourcen für Identifizierungs- und Registrierungssysteme bereitgestellt werden müssen, damit diese wirksam sind und von allen Beteiligten genutzt werden können;
· begrüßt den Vorschlag, mit dem für ein hohes Maß an Wohlergehen für alle Hunde und Katzen in der EU sowie für deren ordnungsgemäße Identifizierung und Registrierung gesorgt werden soll, wodurch ihre Rückverfolgbarkeit und die Verhinderung von Schmuggel erleichtert werden.

	Kontakt
	Arturo Iñiguez

	Tel.
	+32 25468768

	E-Mail
	Arturo.Iniguez@eesc.europa.eu
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· 	Überarbeitung des Rechtsrahmens für Fahr - und Fluggastrechte
	
Berichterstatterin 
	
Ileana IZVERNICEANU DE LA IGLESIA (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – ES)

	

	Referenzdokumente
	COM(2023) 753 final 
COM(2023) 752 final 
EESC-2023-05130-00-00-AC

	
	



Kernaussagen

Der EWSA

· begrüßt die von der Europäischen Kommission vorgeschlagene neue Verordnung, mit der die Rechte von Fahr- und Fluggästen gestärkt und sie besser informiert werden sollen. Die Bestandteile dieser neuen Verordnung (Pauschalreisen, Fahr- und Fluggastrechte und multimodale Reisen) sind als einander ergänzend aufzufassen;
· sieht die Unkenntnis der Bürgerinnen und Bürger über ihre Rechte und die Probleme bei der Ausübung dieser Rechte mit Sorge und hält Information für das nützlichste und wirksamste Mittel, um zu erreichen, dass Passagiere ihre Rechte kennen und im Falle einer Rechtsverletzung auch durchsetzen können;
· empfiehlt der Kommission, dafür zu sorgen, dass Tourismusdienstleister umfassende und fundierte Informationen bereitstellen, zu denen die Passagiere Zugang haben und die ihnen persönlich übermittelt werden, was auch über andere, etwa digitale Übertragungskanäle geschehen kann.

	Kontakt
	António Ribeiro Pereira

	Tel.
	+32 25469363

	E-Mail
	Antonio.RibeiroPereira@eesc.europa.eu





· Windkraftpaket


	Berichterstatter 
	Thomas KATTNIG (Gruppe Arbeitnehmer – AT)

	

	Referenzdokumente
	COM(2023) 668 final
COM(2023) 669 final
EESC-2023-05073-00-00-AC

	
	


Kernaussagen


Der EWSA

· unterstützt die Bemühungen der Kommission, die Windkraftindustrie in der EU zu stärken und den Ausbau der Windenergie in der Union zu fördern, da der Druck internationaler Wettbewerber wie China zunimmt und eine starke EU-Windenergiebranche für das ökologische, wirtschaftliche und soziale Wohlergehen von entscheidender Bedeutung ist. Hierfür muss die Netzinfrastruktur massiv ausgebaut, modernisiert und digitalisiert und die entsprechende Speicherinfrastruktur muss geschaffen werden. Windenergie ist als kritische Infrastruktur zu betrachten – mit allen entsprechenden Privilegien und Sorgfaltspflichten;
· betont, dass es einen enormen Bedarf an Beschäftigten geben wird, der nur gedeckt werden kann, wenn auf nationaler und EU-Ebene massiv in Ausbildungs- und Umschulungsprogramme investiert wird. In enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern auf allen Ebenen muss sichergestellt werden, dass die neuen Arbeitsplätze gute Arbeitsbedingungen und sichere langfristige Perspektiven für die Beschäftigten bieten;
· bedauert, dass im Windkraft-Aktionsplans (WAP) Energiegemeinschaften, Energiegenossenschaften und die gemeinsame Energienutzung trotz ihrer Bedeutung in sozialer und wirtschaftlicher Hinsicht und mit Blick auf die Energieeffizienz nicht als Formen des erweiterten Prosums anerkannt werden. Eine wirksame Bürgerbeteiligung sollte als siebte Säule in den WAP aufgenommen werden. Andernfalls ist die gesellschaftliche Akzeptanz der Energiewende und insbesondere der Windkraft gefährdet;
· fordert zu prüfen, ob bei der regionalen Planung der Windenergie weitergehende Vorgaben (wie etwa „Netzfreundlichkeit“, Abstimmung auf das Lastprofil, regionale Zuweisung der Verbraucher, die in der Lage sind, ihre Lastspitzen zu reduzieren) gemacht werden könnten;
· empfiehlt, strenge Präqualifikationskriterien für Ausschreibungen einzuführen, die sicherstellen, dass alle Bieter Anforderungen zu Sicherheit, Arbeitsschutz, Kollektivvertragsbildung, Sozialschutz und Umwelt wie das Erfordernis, die Kreislaufwirtschaft zu fördern, erfüllen. Darüber hinaus müssen alle relevanten Verfahren, insbesondere die in Bezug auf Ausschreibungen und Genehmigungen, dringend gänzlich digitalisiert und beschleunigt werden.

	Kontakt
	Giorgia Bordignon

	Tel.
	+32 25468535

	E-Mail
	GiorgiaAndrea.Bordignon@eesc.europa.eu 
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· 		Mitteilung über die Verfügbarkeit von Arzneimitteln

	Berichterstatter
	Danko RELIĆ (Gruppe Organisationen der Zivilgesellschaft – HR)

	Ko-Berichterstatter
	Thomas STUDENT (Kat. 2 – DE)

	

	Referenzdokumente
	COM(2023) 672 final

	
	EESC-2023-05446-00-00-AC



Kernaussagen

Der EWSA
· ist der festen Überzeugung, dass die Europäerinnen und Europäer nirgendwo in der EU darunter leiden sollten, dass der Zugang zu Arzneimitteln eingeschränkt ist;
· fordert bei der Herstellung von pharmazeutischen Wirkstoffen und Fertigarzneimitteln mit Blick auf die Autarkie einen strategischen Wandel, um die Abhängigkeit von externen Quellen zu verringern und die pharmazeutische Unabhängigkeit der EU zu stärken; befürwortet mit Blick auf die Vermeidung von Arzneimittelengpässen die erste Fassung der Unionsliste kritischer Arzneimittel;
· empfiehlt die Schaffung eines stabilen rechtlichen und wirtschaftlichen Umfelds, das durch qualifizierte Arbeitskräfte und angemessene Finanzmittel ergänzt wird, um einen Wettbewerbsvorteil der europäischen Arzneimittelindustrie auf dem Weltmarkt sicherzustellen;
· schlägt die Einführung innovativer Ansätze für den Zugang zu Arzneimitteln vor und spricht sich ferner für die Entwicklung umfassender EU-weiter Leitlinien und Verfahren sowie generell für den Datenaustausch zwischen den wichtigsten Interessenträgern aus;
· fordert die Verbesserung des Dialogs über Produktionskapazitäten und die Bewältigung von Marktstörungen zwischen den Institutionen der EU, der Arzneimittelindustrie, den Sozialpartnern und den Organisationen der Zivilgesellschaft;
· fordert die Pharmaunternehmen dazu auf, Behörden vorausschauend über mögliche Engpässe zu informieren, um besser auf Herausforderungen in der Lieferkette reagieren zu können;
· unterstreicht, wie wichtig es ist, Patientenorganisationen, Verbände der Angehörigen von Gesundheitsberufen und Organisationen, die Menschen mit Behinderungen vertreten, in die Politikgestaltung einzubeziehen, insbesondere in die Ausarbeitung von Strategien zur Verbesserung der Verfügbarkeit von Arzneimitteln sowie zur Bekämpfung der Arzneimittelverschwendung und der übermäßigen Verschreibung von Arzneimitteln;
· befürwortet die Stärkung internationaler Partnerschaften und die Diversifizierung der Arzneimittelversorgungsketten als Reaktion auf die Entwicklungen der globalen Gesundheitslandschaft.
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